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In England gingen Hunderttausende auf die Straße, in Frankreich werden Betriebe bestreikt und
Besetzungen diskutiert. Und auch in Deutschland wurde im Sommer noch von der Linkspartei ein
heißer Herbst angekündigt. Groß sollte er werden, kämpferisch. Der größte Aktionstag brachte
bundesweit gerade 24.000 Menschen auf die Straße. Dahinter reihen sich wenige lokale
Demonstrationen mit Tausenden in Berlin und Leipzig und zahlreiche kleine Aktionen von mehreren
hundert Menschen ein. In der Realität ist der heiße Herbst bisher leider nicht mehr als ein
lauwarmes Lüftchen. Die Gründe dafür sind zahlreich, doch einer sticht heraus: der Scherbenhaufen
mit dem Namen Linkspartei. Was sind die Probleme? Und was müsste getan werden? Ein
Debattenbeitrag für alle, die ernsthaft gegen die Inflation kämpfen wollen.

Lage

Potenzial, auf die Straße zu gehen, wird genügend geliefert. Meistens direkt in unsere Briefkästen in
Form von Gasabschlägen von mehreren Hundert Euro oder in Form von Kassenbons, die einem nach
dem Einkauf in die Hand gedrückt werden.

Zeitgleich versucht natürlich auch die Bundesregierung, die Kosten abzufangen. Auch wenn die
Entlastungspakete weit hinter dem zurückbleiben, was die Lohnabhängigen – und vor allem die
Armen – brauchen, können sie einen Teil des Unmuts abfangen. (Genauso wie die 20 Grad im
Oktober helfen, die Heizung erstmal runterzustellen, Klimawandel sei Dank.)

Doch vergessen wir nicht. Diese Zugeständnisse der Regierenden sind selbst eine Reaktion auf die
Wut und Empörung von Millionen. Unmöglich machen sie Proteste sicher nicht. Denn die allgemeine
Stimmung in der Bevölkerung ist angespannt, wenn sich bei vielen auch Frustration und
Hoffnungslosigkeit breitzumachen beginnen.

Kämpfen lohnt sich nicht?

Anders als in Frankreich kann man in Deutschland nicht auf eine Tradition von einigermaßen
erfolgreichen Abwehrkämpfen blicken. Vielmehr wurden Niederlagen eingesackt, ob nun vor Jahren
bei den Protesten gegen die Hartzgesetze, ob von der antirassistischen Bewegung. Von
kämpferischen Streiks will man gar nicht erst reden. Kämpfe wie jene der Krankenhausbewegung in
Berlin und Nordrhein-Westfalen stellen die Ausnahme dar. Es herrschen sozialpartnerschaftliche
Regulierung, ritualisierte Tarifrunden vor – im Extremfall der nationale Schulterschluss oder die
Konzertierte Aktion zwischen Gewerkschaften, Unternehmerverbänden und Regierung.

Die Erfahrung, die allgemein hängenblieb, lautet: Politischer Streik geht nicht. Doch gerade in einer
Krise ist es nicht unmöglich, diese bürgerlichen Ideologien aus den Köpfen der Bevölkerung zu
fegen. Doch dazu bräuchte es eine Organisation, die sich den Interessen der Beschäftigten
verschreibt, in Opposition zur Regierung, eine Organisation, die den Kampf gegen die
Preissteigerungen mit dem gegen Krieg, Umweltkatastrophe, Rassismus und Imperialismus
verbindet. Eine Organisation, die Druck auf Gewerkschaften ausübt, die aktiv vorantreibt.

Dabei verspricht die Linkspartei auf Parteitagen und in Sonntagsreden eine Politik im Interesse der
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Mehrheit, verkündet einen heißen Herbst und manche schreiben gar eine „verbindende
Klassenpolitik“ auf ihre Fahnen. Zu sehen ist davon nichts. Bevor wir jedoch zu den öffentlich
einsehbaren Machtspielchen der Partei kommen, wollen wir einen Blick auf die inhaltliche Antwort
der Linkspartei auf die aktuelle Situation werfen.

Forderungen

Gesammelt auf einer Themenseite (https://www.die-linke.de/themen/preissteigerungen/) findet man
die Forderungen der Linkspartei. So heißt es: Die Gaskrise verschärft sich und die Bundesregierung
agiert hilflos. Die Linkspartei fordert dagegen folgende Sofortmaßnahmen:

a) Ein drittes Entlastungspaket, einen „sozialen Klimabonus“ von 125 Euro im Monat für jeden
Haushalt. Weitere 50 Euro sollen für Menschen mit niedrigem und mittlerem Einkommen ausgezahlt
werden. Ebenso fordert sie eine sofortige Erhöhung der Sozialleistungen um 200 Euro pro Monat
und eine Verlängerung des 9-Euro-Tickets bis zum Jahresende.

b) Einen sofortigen Gaspreisdeckel sowie ein Verbot von Strom- und Gassperren, verbunden mit
einem bezahlbares Grundkontingent für Strom und Gas für alle.

c) Eine Übergewinnsteuer und den Ausbau von erneuerbaren Energien.

Viel könnte man an dieser Stelle ergänzen, wir wollen es aber bei den wesentlichen Punkten
belassen. Zum einen stellt sich einem/r die Frage, warum das 9-Euro-Ticket nur bis zum Jahresende
verlängert werden soll. Die geforderten Summen stellen sicher ein Verbesserung gegenüber den
Einmalzahlungen der Regierung da, aber letztlich bleiben sie auch hinter dem, was notwendig ist:
einer Erhöhung der Renten und Arbeitslosengelder auf 1.600 Euro pro Monat mit automatischer
Inflationsanpassung.

Zum anderen ist gerade der Punkt mit der Übergewinnsteuer sehr verklausuliert. Die Forderung an
sich ist richtig, im Absatz des Forderungskatalogs findet man jedoch auch Aussagen wie „Es ist
richtig, Unternehmen zu retten, um einen Kollaps der Versorgung zu verhindern. Der Bund sollte
dauerhaft Eigentümer bleiben, um Bürger entlasten zu können.“

Die Verstaatlichung von Unternehmen ist sicher ein Schritt zur Verhinderung von Entlassungen.
Doch DIE LINKE drückt sich hier nicht nur darum herum, dass sie ohne Entschädigung erfolgen soll.
Es fragt sich auch, warum eigentlich Profiteur:innen von der Krise, die selbst die Preise nach oben
treiben, nicht enteignet werden sollen, zumal wenn es nicht nur darum geht, die Versorgung zu
sichern, sondern auch, die Energieversorgung ökologisch umzurüsten.

Schließlich wird die Frage, wer die Produktion in solchen verstaatlichten Unternehmen kontrollieren
soll – das Management oder die Beschäftigten – erst gar nicht aufgeworfen. Im Grunde geht das
Sofortprogramm der Linkspartei nicht über das hinaus, was auch die Bundesregierung tut. Sie will
nur, dass das „dauerhaft“ bleibt.

Vor allem aber muss man in einem Land, in dem die Kampferfahrung gering ist, aufzeigen, wie man
die eigenen Forderungen umsetzen will. Als Gruppe Arbeiter:innenmacht unterstützen wir
beispielsweise Forderungen wie die nach einem Gaspreisdeckel, glauben aber, dass diese nur unter
direkter Kontrolle von Beschäftigten sinnvoll ist. Praktisch bedeutet es, ein Gremium aus deren
Vertreter:innen zu wählen, das rechenschaftspflichtig und jederzeit abwählbar ist. Doch wie kann so
eine scheinbare Utopie zur Wirklichkeit werden? Wie können die Forderungen nicht nur hübsch auf
Flyer gedruckt, sondern in der Praxis umgesetzt werden?
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Eine Antwort auf diese Frage findet man nicht auf der Homepage. Auch nicht im FAQ, welches sonst
recht gut kurz und knapp Sachen erklärt.

Über Terminankündigungen hinaus finden wir auch nichts, wie eine Bewegung aufgebaut werden
kann oder soll, und schon gar nichts, wie diese in die Betriebe zu tragen ist.

Würde die Linkspartei (bzw. jede ihrer Strömungen) ihren eigenen Anspruch, ihre eigenen
Versprechen ernst nehmen, müsste/n sie aktiv daran arbeiten, ein breites Aktionsbündnis, eine
Einheitsfront aller Akteur:innen der Arbeiter:innenbewegung aufzubauen. Sie müsste/n dazu vor
allem die Gewerkschaften zum gemeinsamen Kampf und Bruch mit Sozialpartner:innenschaft und
Konzertierter Aktion auffordern.

Doch DIE LINKE schafft es nicht einmal, konkrete Forderungen für die Tarifabschlüsse mit in die
Kampagne aufzunehmen. Nicht nur Sozialleistungen, sondern auch Löhne müssen an die Inflation
angepasst werden und die kommende Metallrunde sowie die Auseinandersetzungen im öffentlichen
Dienst sind kein Nebenschauplatz des Kampfes gegen Preissteigerungen, sondern müssen vielmehr
als konkrete Möglichkeit begriffen werden, diesen mit betrieblichen Aktionen zu bestzen. Dass dies
nicht thematisiert wird, ist kein Zufall.

Strategische Schwäche

Wie oben bereits erwähnt, unterminiert und fesselt die Sozialpartner:innenschaft der
Gewerkschaftsbürokratie die Kampfkraft der Arbeitenden. Der Schulterschluss mit dem Kapital
bringt mit sich, dass man aus Sorge um den lokalen Standort zu beschwichtigen versucht. In der
Praxis bedeutet das oft genug, dass Arbeitsplätze vernichtet und die Beschäftigten mit Sozialplänen
abgespeist werden oder Tarifabschlüsse hinter der aktuellen Inflationsrate zurückbleiben.

Aber warum muss sich eine linke Partei dazu verhalten? Die sogenannte soziale Frage, die nach
Verbesserung des Lebensstandards ist nicht nur Kerninteresse von Linken, weil man ein reiner
Gutmensch ist. Die 5 Millionen Mitglieder des DGB bilden die stärkste Kraft, wenn es darum geht,
Forderungen durchzusetzen. Denn Streik ist eines der effektivsten Mittel, um Druck auf
Unternehmen sowie Regierung aufzubauen. Wer also Einfluss in den Gewerkschaften ausübt, kann
Kämpfe ganz anders führen. Oder anders herum: Wenn es nicht gelingt, die Gewerkschaften und
ihre Millionen Mitglieder für den Kampf gegen Preissteigerungen und die Rezession auf der Straße
und in politischen Massenstreiks zu mobilisieren, werden wir die Angriffe von Kapital und Regierung
nicht stoppen können.

Doch es stellt seit Jahren eine strategische Schwäche der Linkspartei dar, sich in diesem Bereich
nicht als klare Opposition zur SPD und zur Gewerkschaftsbürokratie aufgestellt zu haben. Nicht dass
die Linkspartei komplett ohne Einfluss wäre, das zeigen Figuren wie Bernd Riexinger. Aber DIE
LINKE will keine antibürokratische Opposition, sondern den Apparat ideologisch nach links
verschieben. Diese Politik führt aber dazu, dass ihre gewerkschaftlich Aktiven und vor allem die
Funktionär:innen letztlich als Anhängsel der sozialdemokratischen dominierten Bürokratie agieren,
ob sie das nun wollen oder nicht.

Dies ist nichts Neues, sondern ein Merkmal reformistischer Parteien – ebenso wenig die
Auftrennung zwischen politischen und ökonomischen Kämpfen. Die Linkspartei agiert demzufolge im
Parlament und vielleicht auch auf der Straße. In den Betrieben und in den Gewerkschaften überlässt
sie aber den ökonomischen Kampf bzw. dessen Verhinderung der Bürokratie (und der SPD). Doch
genau dieses Prinzip wird in Krisenzeiten sichtbar aufgebrochen, denn  Inflation oder drohende
Rezession zeigen, dass es keine unabhängigen Sphären sind, die voneinander existieren.



Statt also die Gewerkschaftsführungen offen aufzufordern, sich an den Mobilisierungen zu
beteiligen, beispielsweise durch offene Briefe und eine Kampagne in den Betriebsgruppen und
Vertrauensleutekörpern, schweigt man. Statt offen eine Positionierung in den Tarifkämpfen
einzunehmen und die Beschäftigten in diesen Kämpfen zu unterstützen, ordnet man sich der
Gewerkschaftsbürokratie unter und wird damit indirekt Unterstützerin der
Sozialpartner:innenschaft.

Verquere Debatte

Das ist nicht die gleiche Debatte, die im Vorfeld zum Parteitag geführt wurde. Denn auch wenn die
populäre Linke und Wagenknecht schnell dabei sind, das Bild vom Arbeiter im Blaumann
herauszuholen und die Ausrichtung auf diesen zu fordern, so schweigen sie bei der Frage der
Gewerkschaften, der Rolle der Bürokratie und dem Kampf, den man gegen diese führen muss.
Ähnliches gilt jedoch auch für das Lager der Bewegungslinken, das Organizing als Antwort sieht, das
aber der offenen Konfrontation mit der Bürokratie ausweicht. Von den Regierungssozialist:innen will
man an der Stelle lieber nicht reden, denn sie haben gar kein wirkliches Interesse, auch nur partiell
Druck aufzubauen – das schadet letztendlich nur den Chancen, in eine Regierung zu gelangen.

Hätte man jedoch eine klare Strategie in dem Bereich, wäre die Verbindung von ökonomischen
Kämpfen mit jenen Bewegungen wie der gegen Umweltschäden kein großes Rätsel mehr. Denn im
Endeffekt müssen diese beiden aktiv miteinander verbunden werden, um erfolgreich
Errungenschaften für die gesamte Klasse zu erkämpfen wie beispielsweise ein dauerhaftes 9-Euro-
Ticket oder einen kostenlosen ÖPNV. Stattdessen verliert man sich im internen Richtungsstreit, der
aktuell eine neue Ebene des Elends erreicht.

Flügelstreit statt Klassenkampf

Leipzig, 05. September 2022. Sören Pellmann, einer der drei Gründe, warum die Linksfraktion
überhaupt im Bundestag sitzt, organisiert einen ersten Protest. Rund 5.000 Menschen versammeln
sich auf dem Augustusplatz und beteiligen sich an der Demonstration der Linkspartei. 5 Wochen
später wird die Linkspartei wieder einen Protest organisieren – diesmal als Bündnis unter der
Führung von Juliane Nagel. Sie ist eine Vertreterin des Lagers der Regierungssozialistinnen und
erklärt, dass weder Sahra Wagenknecht noch Sören Pellmann auf dieser Kundgebung sprechen
dürfen. Kurzum: Man ist zwar in einer Partei, aber setzt alles daran, nicht gemeinsam zu arbeiten.

Ein Einzelfall, könnte man meinen. Aber nein, auch in Berlin im Bündnis „Heizung, Brot, Frieden“
gibt es ähnliche Querelen. Hieran ist unter anderen Aufstehen beteiligt. Nachdem am Anfang auch
Gesichter der Bewegungslinken und marx21 anwesend waren, hätte man meinen können, dass es
ein positives Beispiel sein könnte. Trotz Differenzen ist man in einem Bündnis, mobilisiert
gemeinsam, während man inhaltlich streitet und versucht, die Partei insgesamt zum Handeln zu
zwingen. Hätte, hätte, Fahrradkette! Dieses Verhalten ist ein Schlag ins Gesicht für alle
Basismitglieder, die versuchen, aktiv gegen die Preissteigerungen zu kämpfen.

Feindbild Populismus

Dass es Teile der Partei gibt, die den Linkspopulismus von Sahra Wagenknecht ablehnen, ist gut.
Doch erstens ist Kritik an ihr keineswegs immer eine fortschrittliche. Im Gegenteil, der jüngste
Sturm der Empörung entbrannte, gerade weil Wagenknecht auch einmal etwas Richtiges gesagt
hatte, nämlich dass Deutschland und seine Verbündeten einen Wirtschaftskrieg gegen Russland
führen.

Der rechte Parteiflügel will es sich offenkundig mit der Regierung nicht verscherzen. Fast noch



mehr scheint er von einem wahrhaften Abgrenzungswahn gegenüber Sahra Wagenknecht und
Aufstehen, also dem linkspopulistischen, an Mélenchons Partei La France Insoumise orientierten
Flügel, der Partei besessen zu sein.

Der Aufstehen-Flügel hingegen will eine linkspopulistische Massenmobilisierung, die auch
Gewerkschaften und radikale Linke umfassen soll. Gegenüber einer realen Orientierung auf die
Arbeiter:innenklasse, der Frage von Streiks und betrieblichen Kämpfen verhält er sich ignorant.
Stattdessen wird das „Volk“ aufgerufen, eine Allianz bis hin zu den krisengeschüttelten
Unternehmen angestrebt und der russische Imperialismus real verharmlost. Aber er beteiligt sich
mit sehr viel Elan an den Aktionen, ja prägt diese in etlichen Städten. Dass Aufstehen versucht, den
Mobilisierungen seinen politischen Stempel aufzudrücken, für seine Zwecke zu nutzen, um sich
stärken zu wollen, kann ihm niemand ernsthaft vorwerfen. Das will schließlich jede politische Kraft,
die in solchen Mobilisierungen aktiv ist.

Die Mehrheit der Linkspartei agiert demgegenüber einfach sektiererisch. Vom Standpunkt der
Regierungssozialist:innen ergibt das durchaus Sinn. Ihnen sind Regierungsposten und Verbindungen
und gutes Einvernehmen mit SPD, Grünen und Gewerkschaftsbürokratie allemal wichtiger als eine
Bewegung, die diese in Schwierigkeiten bringen könnte. Die sog. Bewegungslinke – und in ihrem
Schlepptau Strömungen wie marx21 – macht sich zunehmend zur politischen Gehilfin der Lederers,
Nagels und Ramelows.

Hoffen auf Veränderung?

Die Spaltung der Linkspartei ist wahrscheinlich nur eine Frage der Zeit. Die verschiedenen Flügel
rüsten faktisch zum entscheidenden Kampf und warten vor allem auf eine günstige Gelegenheit.
Dabei ist die Krise selbst nur Ausdruck der strategischen Perspektivlosigkeit einer kleinen
reformistischen Partei. Zwischen Bewegungsspielerei und Regierungsbeteiligung lässt sich eine
schlüssige Strategie schlecht ausarbeiten. Es ist also kein Wunder, dass die Partei ideologisch
zwischen verschiedenen Spielarten von Populismus, Reformismus und Identitätspolitik hin und
hergerissen wird. Der Krieg um die Ukraine hat die Flügel weiter polarisiert, treibt die einen mehr
ins Putinlager, die anderen Richtung Regierung und westlichem Imperialismus.

Kein Wunder, dass immer mehr Aktivist:innen sich abwenden. Zweifellos stellt der kommende
Untergang für die sozialistischen Kräfte in der Partei eine zentrale Frage dar. Es ist eigentlich
höchste Zeit, offen dem Reformismus den Kampf anzusagen und einen revolutionären Bruch mit der
Partei vorzubereiten, also die eigenen Kräfte als Alternative zu bestehenden reformistischen und
populistischen Strömungen zu sammeln.

Eine solche Intervention in den Flügelstreik müssten sie zugleich mit dem Kampf für eine
Einheitsfront aller Kräfte der Arbeiter:innenbewegung – also auch aller Teile der Linkspartei –
verbinden. Das Fatale am inneren Flügelstreit ist ja nicht, dass sich dieser zuspitzt, sondern er vor
allem von den Regierungssozialist:innen und der Bewegungslinken mit einer bewussten Sabotage
gemeinsamer Aktionen gegen Inflation und Krise verbunden wird. Unglücklicherweise finden sich
diese mit ihrem Sektierertum in der „radikalen Linken“ in guter Gesellschaft.

Es mangelt nicht an verschiedenen Bündnissen mit teilweise fast identischen Forderungskatalogen,
die – anders als der „solidarische Herbst“ von Gewerkschaften, NGOs und Sozialverbänden – Kapital
und Regierung als politischen Gegner:innen verorten und, zumindest verbal, die Notwendigkeit
einer Massenmobilisierung proklamieren.

Doch wer diese wirklich will, muss auch danach trachten, aktionsfähige Bündnisstrukturen
aufzubauen, Kräfte wie „Heizung, Brot, Frieden“, „Genug ist Genug“, „Nicht auf unserem Rücken“



oder „Umverteilen“ auf lokaler und bundesweiter Ebene zu einem Bündnis zusammenzuschließen.
Ein erster Schritt dazu wäre es in jedem Fall, gemeinsame Demonstrationen und Aktionen zu
organisieren.

Schon heute ist klar: Wie es ist, kann und darf es nicht bleiben. Wir wissen auch, dass wir im Kampf
gegen Inflation, Rezession und Kosten des Krieges einen langen Atem brauchen werden. Umso
dringender ist es freilich, die linken Bündnisse auf einer demokratischen und klassenkämpferischen
Basis zusammenzuführen und dazu möglichst rasch lokale und bundesweite Aktionskonferenzen zu
organisieren.


